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1. Präambel  

Die jüngsten langandauernden Streiks bei der Deutschen Bahn haben erneut die Debatte über 

eine mögliche Einschränkung des Streikrechts in Deutschland entfacht. Während das 

Streikrecht ein fundamentales demokratisches Instrument zur Durchsetzung von 

Arbeitnehmerinteressen darstellt, müssen auch die Auswirkungen auf die Gesellschaft und die 

Wirtschaft berücksichtigt werden. Insbesondere im Bereich der sogenannten kritischen 

Infrastruktur können Streiks erhebliche Störungen verursachen, die das öffentliche Leben und 

die wirtschaftliche Stabilität gefährden. Dieses Positionspapier argumentiert für eine 

Einschränkung des Streikrechts in Deutschland, mit besonderem Fokus auf kritische 

Infrastruktur. Die Textilindustrie ist dabei als potenziell kritische Infrastruktur im weiteren Sinne 

anzusehen.  

2. Streikrecht in Deutschland 

2.1. Aktuelle Situation 
In Deutschland ist das Streikrecht durch Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes geschützt. Es 

erlaubt Arbeitnehmern, ihre Arbeitsbedingungen durch kollektives Verhandeln und notfalls 

durch Streiks zu verbessern. Trotz dieser Schutzbestimmungen gibt es bereits 

Einschränkungen, insbesondere für Beamte und Angehörige des öffentlichen Dienstes, die nur 

eingeschränkt oder gar nicht streiken dürfen. 

Das Streikrecht ist ansonsten – bis auf dessen Herleitung aus dem Art. 9 Absatz 3 

Grundgesetz – reines Richterrecht. Prüfungsmaßstab der Arbeitsgerichte ist dabei 

insbesondere der sog. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Die Gerichte prüfen also, verkürzt 

gesagt, lediglich, ob ein Streik übermäßig in die ebenfalls grundgesetzlich geschützte Position 

der Unternehmerfreiheit eingreift. Arbeitgeber sind daher auf Einzelfallrechtsprechung 

angewiesen, die zuvor oftmals auch nur schwer prognostiziert werden kann. 

2.2. Auswirkungen von Streiks auf die Gesellschaft  
Die jüngsten Streiks bei der Deutschen Bahn (ca. 200 Stunden Streik der GDL), im 

Flugverkehr, im Handelsbereich etc. verdeutlichen die weitreichenden negativen Folgen für die 

Gesellschaft: 

• Wirtschaftliche Verluste: Unternehmen erleiden unmittelbar Produktionsausfälle, 

Verspätungen in Schichtsystemen, Lieferketten werden gestört, der Invest in 
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Messestände, um nationale und internationale Kunden gewinnen zu können, führte 

angesichts der schwierigen Verkehrsverhältnisse zu nicht unerheblichen Absagen bereits 

vereinbarter Messetermine etc. Wiederholte oder langanhaltende Streiks können ferner 

gar die Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens oder einer ganzen Branche 

beeinträchtigen. Dies gefährdet langfristige Investitionen und Wachstumspotenziale, was 

die wirtschaftliche Stabilität und den Wohlstand verringert, da letztlich Vertrauen in den 

Wirtschaftsstandort verloren geht.  

• Gesellschaftliche Unruhe: Regelmäßige und langanhaltende Streiks gefährden 

Arbeitsplätze und schwächen die Wirtschaft insgesamt, was wiederum zu Unsicherheit und 

Unzufriedenheit in der Bevölkerung führt. Ferner beeinträchtigen Streiks in Bereichen wie 

dem öffentlichen Nahverkehr oder dem Gesundheitswesen direkt das tägliche Leben der 

Menschen. Wenn solche grundlegenden Dienstleistungen über längere Zeit nicht 

verfügbar sind, führt das zu Frustration und Ärger in der Bevölkerung. 

2.3. Vergleich zum Streikrecht in anderen EU-Ländern  
Ein Blick auf andere EU-Länder zeigt, dass Deutschland mit seinem relativ liberalen 

Streikrecht eine Ausnahme darstellt. Viele Länder haben strengere Regelungen, insbesondere 

für kritische Infrastrukturen:  

• Frankreich: Streiks im öffentlichen Dienst und in der Transportbranche sind zwar häufig, 

aber es gibt eine gesetzliche Verpflichtung zur Gewährleistung eines Notdienstes. 

• Italien: Hier sind Streiks in kritischen Sektoren stark reglementiert. Es gibt Vorgaben für 

Ankündigungsfristen (10 Tage bei der Staatsbahn) und die Aufrechterhaltung eines 

Notdienstes. 

• Großbritannien: Streiks sind in vielen Bereichen legal, jedoch gibt es strenge Auflagen 

bezüglich der Abstimmung unter den Gewerkschaftsmitgliedern und der 

Ankündigungsfristen; auch sollen an Streiktagen bspw. 40% der Züge fahren. Ferner kann 

die Politik in bestimmten öffentlichen Bereichen Notdienste anordnen. 

2.4. Kritische Infrastruktur und Streikrecht  
Kritische Infrastrukturen, zu denen die Bahn, die Energieversorgung und das 

Gesundheitswesen zählen, sind essenziell für das Funktionieren der Gesellschaft und der 

Wirtschaft. Eine Einschränkung des Streikrechts in diesen Bereichen könnte sicherstellen, 

dass:  
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• Die Grundversorgung erhalten bleibt: Ein Mindestmaß an Dienstleistungen bleibt 

gewährleistet.  

• Die öffentliche Sicherheit nicht gefährdet wird: Notwendige Dienstleistungen sind 

kontinuierlich verfügbar. 

• Wirtschaftliche Schäden minimiert werden: Unterbrechungen in der kritischen 

Infrastruktur werden vermieden. 

2.5. Erweiterung des Begriffs kritischer Infrastruktur: Textilindustrie 
Die Textilindustrie sollte ebenfalls als kritische Infrastruktur im weiteren Sinne betrachtet 

werden, da sie essenzielle Produkte für die öffentliche Sicherheit und das Gesundheitswesen 

herstellt. Dabei handelt es sich z.B. um folgende Bereiche: 

• Schutzkleidung für Polizei und Feuerwehr: Unternehmen in der Textilindustrie fertigen 

lebenswichtige Ausrüstungen, die für die Sicherheit und den Schutz der Einsatzkräfte 

unverzichtbar sind. 

• Medizinische Textilien: Verbandsmaterialien, Schutzmasken und andere medizinische 

Textilien sind für die Gesundheitsversorgung unerlässlich. Streiks in dieser Branche 

könnten die Versorgung von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen ernsthaft 

beeinträchtigen. 

• Automobilzulieferungen: Die Textilindustrie beliefert zudem auch sehr stark die 

Automobilindustrie: Bereits kurze Streiks in einem Textilunternehmen, welches die 

Automobilindustrie beliefert, können die gesamte Produktion zum Stillstand bringen. Dies 

führt zu erheblichen wirtschaftlichen Schäden und Produktionsausfällen, da Just-in-Time-

Produktionssysteme weit verbreitet sind.  

Unterbrechungen in der Zulieferkette haben weitreichende negative Auswirkungen auf die 

gesamte Wirtschaft und Beschäftigungslage. Es ist daher ein zunehmender Trend 

erkennbar, dass Gewerkschaften neuralgische Punkte in der Lieferkette mit 

größtmöglichem Effekt bestreiken – und dabei auch noch die Streikkasse schonen. 

2.6. Politische Positionen in Deutschland  
Die politischen Parteien in Deutschland haben unterschiedliche Positionen zum Thema 

Streikrecht und dessen mögliche Einschränkung: 
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• CDU/CSU: Die Union hat sich für strengere Regeln im Bereich der kritischen 

Infrastrukturen ausgesprochen. Sie befürwortet die Einführung von Notdiensten und 

strengeren Ankündigungsfristen, um die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu 

gewährleisten. 

• SPD: Die SPD ist grundsätzlich gegen eine Einschränkung des Streikrechts, sieht aber die 

Notwendigkeit, in besonders sensiblen Bereichen wie der kritischen Infrastruktur 

Kompromisse zu finden. Sie befürwortet den Dialog zwischen Arbeitnehmern und 

Arbeitgebern sowie Schlichtungsverfahren vor einem Streik. 

• FDP: Die FDP unterstützt die Einführung klarer Regeln für Streiks in der kritischen 

Infrastruktur, um wirtschaftliche Schäden zu minimieren. Sie plädiert für verpflichtende 

Schlichtungsverfahren und die Gewährleistung eines Mindestdienstes. 

• Bündnis 90/Die Grünen: Die Grünen stehen dem Streikrecht sehr positiv gegenüber und 

lehnen pauschale Einschränkungen ab. Sie erkennen jedoch an, dass in kritischen 

Bereichen wie dem Gesundheitswesen spezielle Regelungen nötig sein könnten, um die 

Grundversorgung sicherzustellen.  

3. Forderungen 

Um die Balance zwischen dem Schutz der Arbeitnehmerrechte und der Sicherstellung des 

öffentlichen Interesses zu wahren, werden folgende Maßnahmen von den Unternehmen der 

Textil- und Bekleidungsindustrie vorgeschlagen:  

Kodifizierung des Streikrechts: Das Streikrecht sollte dringend gesetzlich geregelt werden, 

wie dies in anderen europäischen Ländern der Fall ist. In Frankreich hat das Streikrecht 

Verfassungsrang, in Großbritannien gibt es den sog. Strikes Act. In Italien und Spanien hat der 

Staat zahlreiche Eingriffsrechte „per Anordnung“, wenn Streiks in die Daseinsvorsorge oder 

kritische Infrastruktur hineinreichen. 

Die Gerichte in Deutschland sehen sich gehindert, das in Deutschland grundgesetzlich 

gewährleistete Grundrecht auf Streik (Art. 9 Abs. 3 GG) aufgrund „Richterrecht“ weiter 

einzuschränken. Das Landesarbeitsgericht Hessen urteilte dazu kürzlich (Urt. v. 12.3.2024 – 

10 GLa 229/24), dass es „nicht angemessen (sei), dass die Gerichte nunmehr einschränkende 

Grundsätze im Bereich des Arbeitskampfs in der Daseinsvorsorge formulierten, wenn dies 

offenbar dem Willen des parlamentarischen Gesetzgebers entgegensteht“.  
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Es bedarf demnach eines Eingreifens des Gesetzgebers, es gilt der sog. Gesetzes- bzw. 

Parlamentsvorbehalt, wonach Einschränkungen wesentlicher Rechte grundsätzlich nur durch 

Gesetz möglich sind. 

Bei einer gesetzlichen Kodifizierung des Streikrechts sollten nachfolgende Punkte 

berücksichtigt werden: 

• Einführung eines Notdienstes: Wie in Frankreich und Italien sollte auch in Deutschland

ein Notdienst während eines Streiks in der kritischen Infrastruktur gesetzlich

vorgeschrieben werden.

• Ankündigungsfristen und Verhandlungspflichten: Streiks sollten frühzeitig –

mindestens 96 Stunden im Voraus – schriftlich angekündigt werden müssen, und es sollte

verpflichtende Schlichtungsverfahren geben, bevor ein Streik beginnen kann.

• Begrenzung der Streikdauer: Langandauernde Streiks sollten zeitlich begrenzt werden,

um die negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft zu minimieren. Einzelne Streiks

sollten zeitlich auf max. 3 h begrenzt werden, die Anzahl von (Warn-)Streiks auf max. 3 pro

Tarifkonflikt.

• Klarere Definition kritischer Infrastruktur: Eine gesetzliche Definition und spezifische

Regelungen für Sektoren, die als kritisch eingestuft werden, sind notwendig, einschließlich

der Textilindustrie aufgrund ihrer Bedeutung für die öffentliche Sicherheit und das

Gesundheitswesen.

4. Fazit

Die Debatte über eine Einschränkung des Streikrechts in Deutschland ist komplex und 

erfordert eine sorgfältige Abwägung der Interessen von Arbeitnehmern und der Allgemeinheit. 

Durch gezielte rechtliche Anpassungen, insbesondere im Bereich der kritischen Infrastruktur, 

kann eine Balance gefunden werden, die sowohl die demokratischen Rechte der Arbeitnehmer 

wahrt als auch die Interessen der Gesellschaft schützt. Ein Vergleich mit anderen EU-Ländern 

zeigt, dass strengere Regelungen möglich und praktikabel sind. Die vorgeschlagenen 

Maßnahmen zielen darauf ab, das Streikrecht zu bewahren, während gleichzeitig die 

negativen Folgen für die Gesellschaft und die Wirtschaft minimiert werden. 
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